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175. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen
(NR: GP XVIII IA 280/A AB 390 S. 60. BR: AB 4230 S. 551.)

176. Bundesgesetz: Änderung der Rechtsanwaltsordnung und des Rechtsanwaltsprüfungsgesetzes
(NR: GP XVIII IA 261/A AB 417 S. 61. BR: AB 4229 S. 551.)

177. Bundesgesetz: Wachebediensteten-Hilfeleistungsgesetz — WHG
(NR: GP XVIII IA 300/A AB 415 S. 63. BR: AB 4234 S. 551.)

175. Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz
über die Beschäftigung von Kindern und

Jugendlichen geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz über die Beschäftigung von
Kindern und Jugendlichen 1987, BGBl. Nr. 599,
wird geändert wie folgt:

1. Nach § 18 Abs. 3 wird folgender Abs. 3 a
eingefügt:

„(3 a) Durch Kollektivvertrag kann für das
Gastgewerbe abweichend von Abs. 3 die Beschäfti-
gung Jugendlicher an aufeinanderfolgenden Sonn-
tagen innerhalb eines vom Kollektivvertrag festzule-
genden Zeitraumes von höchstens 23 Wochen pro
Kalenderjahr zugelassen werden. Innerhalb eines
Kalenderjahres dürfen die Jugendlichen jedoch
höchstens an 23 Sonntagen beschäftigt werden. In
diese Zahl ist die Hälfte der Sonntage einzurechnen,
die in die Zeit des Besuchs einer lehrgangs- oder
saisonmäßigen Berufsschule fallen."

2. § 19 Abs. 2 und 3 lautet:

„(2) Jugendliche, die gemäß § 18 Abs. 2 an
Sonntagen beschäftigt werden, haben Anspruch auf
eine ununterbrochene 43stündige Freizeit in der der
Sonntagsarbeit folgenden Arbeitswoche.

(3) Jugendliche im Gastgewerbe haben Anspruch
auf eine ununterbrochene wöchentliche Freizeit von
zwei zusammenhängenden Kalendertagen. Dies gilt
nicht, wenn eine Wochenfreizeit gemäß Abs. 1
eingehalten wird und in die folgende Arbeitswoche
ein betrieblicher Sperrtag fällt, an dem der
Jugendliche nicht beschäftigt wird."

3. Nach § 27 wird folgender § 27 a samt
Überschrift eingefügt:

„Anzeigepflicht

§ 27 a. (1) Der Dienstgeber hat die Beschäftigung
von Jugendlichen an aufeinanderfolgenden Sonnta-
gen gemäß § 18 Abs. 3 a dem Arbeitsinspektorat
anzuzeigen. Diese Anzeige hat zu enthalten:

1. Den Zeitraum, für den die Beschäftigung an
aufeinanderfolgenden Sonntagen vorgesehen
ist sowie jenen Zeitraum, in dem die
Jugendlichen an Sonntagen und an betriebli-
chen Sperrtagen im Sinne des § 19 Abs. 3 nicht
beschäftigt werden,

2. Zeiten des Besuches einer lehrgangs- oder
saisonmäßigen Berufsschule, soweit diese in
den Zeitraum gemäß § 18 Abs. 3 a fallen,

3. Familien- und Vornamen der Jugendlichen
sowie das Geburtsdatum.

(2) Die Anzeige gemäß Abs. 1 hat spätestens zwei
Wochen vor Beginn der Beschäftigung Jugendlicher
gemäß § 18 Abs. 3 a zu erfolgen.

(3) Das Arbeitsinspektorat hat Anzeigen gemäß
Abs. 1 auf Verlangen den gesetzlichen Interessen-
vertretungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer
zugänglich zu machen."

4. Der bisherige Text des § 34 erhält die
Bezeichnung „(1)". Dem § 34 wird folgender Abs. 2
angefügt:

„(2) Die §§ 18 Abs. 3 a, 19 Abs. 2 und 3 sowie
§ 27 a, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 175/1992, treten mit 1. Mai 1992 in Kraft."

Waldheim

Vranitzky
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1 7 6 . Bundesgesetz, mit dem die Rechtsan-
waltsordnung und das Rechtsanwaltsprüfungs-

gesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Änderung der Rechtsanwaltsordnung

Die Rechtsanwaltsordnung vom 6. Juli 1868,
RGBl. Nr. 96, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 474/1990, wird wie folgt geän-
dert:

Im § 2

1. lauten die Abs. 2 und 3:

„(2) Die praktische Verwendung im Sinn des
Abs. 1 hat fünf Jahre zu dauern. Hievon sind im
Inland mindestens neun Monate bei Gericht und
mindestens drei Jahre bei einem Rechtsanwalt zu
verbringen.

(3) Auf die Dauer der praktischen Verwendung,
die nicht zwingend bei Gericht oder einem
Rechtsanwalt im Inland zu verbringen ist, sind auch
anzurechnen:

1. Zeiten des Doktoratsstudiums bis zum
Höchstausmaß von sechs Monaten, wenn an
einer inländischen Universität der akademi-
sche Grad eines Doktors der Rechtswissen-
schaften nach dem Bundesgesetz vom 2. März
1978, BGBl. Nr. 140, über das Studium der
Rechtswissenschaften erlangt wurde;

2. eine im Sinn des Abs. 1 gleichartige praktische
Verwendung im Ausland, wenn diese Tätig-
keit für die Ausübung der Rechtsanwaltschaft
dienlich gewesen ist."

2. wird dem Abs. 4 folgender Satz angefügt:

„Eine mehrfache Berücksichtigung von Zeiten nach
Abs. 1 bis 3 ist ausgeschlossen."

Artikel II
Änderung des Rechtsanwaltsprüfungsgesetzes
Das Rechtsanwaltsprüfungsgesetz, BGBl.

Nr. 556/1985, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 163/1987, wird wie folgt geän-
dert:

Im § 2 Abs. 1 lauten der erste und der zweite Satz:

„Die Rechtsanwaltsprüfung besteht aus zwei
Teilprüfungen. Die erste Teilprüfung kann nach
Erlangung des Doktorates der Rechte oder, für
Absolventen des Diplomstudiums nach dem Bun-
desgesetz vom 2. März 1978, BGBl. Nr. 140, über
das Studium der Rechtswissenschaften, des Magi-
steriums der Rechtswissenschaften und einer
praktischen Verwendung im Ausmaß von zwei
Jahren, hievon mindestens neun Monate bei Gericht
und mindestens ein Jahr bei einem Rechtsanwalt,
abgelegt werden."

Artikel III

Übergangsbestimmung

Wurde die erste Teilprüfung vor dem 1. April
1993 erfolgreich abgelegt, so genügen als praktische
Verwendung zwischen den beiden Teilprüfungen
sechs Monate bei einem Rechtsanwalt, doch kann
die zweite Teilprüfung nicht vor Zurücklegung
einer praktischen Verwendung in der anrechenba-
ren Gesamtdauer von vier Jahren abgelegt werden.
An Ausbildungsveranstaltungen haben Rechtsan-
waltsanwärter, die diese Übergangsregelung in
Anspruch nehmen, insoweit teilzunehmen, als dies
in dem zur Verfügung stehenden Zeitraum möglich
und zumutbar ist.

Waldheim

Vranitzky

177 . Bundesgesetz über besondere Hilfelei-
stungen an Wachebedienstete des Bundes und
deren Hinterbliebene (Wachebediensteten-Hil-

feleistungsgesetz — WHG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Abschnitt

HILFELEISTUNGEN

Auslobung der Hilfeleistungen
§ 1. (1) Der zuständige Bundesminister hat den

Bund durch Auslobung (§ 860 ABGB) zu verpflich-
ten, nach diesem Bundesgesetz Wachebediensteten
oder deren Hinterbliebenen besondere Hilfeleistun-
gen zu erbringen. Diese Auslobung ist durch
Kundmachung im Bundesgesetzblatt zu verlautba-
ren.

(2) Die Zuständigkeit des Bundesministers
bestimmt sich nach der Diensthoheit über den
Wachebediensteten zum Zeitpunkt des Dienst- oder
Arbeitsunfalls.

Art der Hilfeleistungen

§ 2. (1) Als besondere Hilfeleistung an Wachebe-
dienstete ist die vorläufige Übernahme von
Ansprüchen durch den Bund vorgesehen.

(2) Als besondere Hilfeleistungen an Hinterblie-
bene von Wachebediensteten sind vorgesehen:

1. eine einmalige Geldleistung und
2. eine vorläufige Übernahme von Ansprüchen

durch den Bund.

Begünstigte

§ 3. (1) Wachebedienstete im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind Beamte und Beamtinnen sowie
Vertragsbedienstete des Bundes im Gendarmerie-,
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Sicherheitswach-, Kriminal-, Justizwache- oder
Zollwachdienst, denen eine Gefahrenzulage nach
§ 19 b oder einer gleichartigen Bestimmung des
Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, oder nach § 22
oder einer gleichartigen Bestimmung des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, gebührt.

(2) Hinterbliebene im Sinne dieses Bundesgeset-
zes sind Ehegatten und Kinder, für die der
Wachebedienstete zu sorgen hatte, wenn ihnen
durch den Tod des Wachebediensteten der
Unterhalt entgangen ist.

Voraussetzungen für die Hilfeleistungen

§ 4. (1) Der Bund hat die besondere Hilfeleistung
an Wachebedienstete zu erbringen, wenn

1. ein Wachebediensteter
a) einen Dienstunfall gemäß § 90 Abs. 1

B-KUVG, BGBl. Nr. 200/1967, oder
b) einen Arbeitsunfall gemäß § 175 Abs. 1

ASVG, BGBl. Nr. 189/1955,
erleidet, der in einem örtlichen, zeitlichen und
ursächlichen Zusammenhang mit dem der
Dienstpflicht des Wachebediensteten eigenen
Element des Aufsuchens der Gefahr oder des
Verbleibens im Gefahrenbereich steht, und

2. dieser Dienst- oder Arbeitsunfall eine Körper-
verletzung oder eine Gesundheitsschädigung
zur Folge hatte und

3. dem Wachebediensteten dadurch Heilungsko-
sten erwachsen oder seine Erwerbsfähigkeit
voraussichtlich durch mindestens sechs Mo-
nate gemindert ist.

(2) Der Bund hat die besonderen Hilfeleistungen
an Hinterbliebene zu erbringen, wenn

1. ein Wachebediensteter einen Dienst- oder
Arbeitsunfall im Sinne des Abs. 1 Z 1 erleidet
und

2. dieser Dienst- oder Arbeitsunfall den Tod des
Wachebediensteten zur Folge hatte.

Ansuchen um Hilfeleistungen

§ 5. Der nach § 1 Abs. 2 zuständige Bundesmini-
ster hat Personen, die für Hilfeleistungen nach
diesem Bundesgesetz in Betracht kommen, über
dieses Bundesgesetz zu informieren und deren
Ansuchen um eine besondere Hilfeleistung entge-
genzunehmen.

Informationspflicht

§ 6. Im Verfahren vor dem Sozialversicherungs-
träger und vor den Gerichten sind Personen, die für
Hilfeleistungen nach diesem Bundesgesetz in
Betracht kommen, über dieses Bundesgesetz zu
informieren.

2. Abschnitt

EINMALIGE GELDLEISTUNG

Ausmaß

§ 7. (1) Die einmalige Geldleistung des Bundes
beträgt eine Million Schilling.

(2) Kommen mehrere Hinterbliebene des Wache-
bediensteten in Betracht, ist die einmalige Geldlei-
stung zur ungeteilten Hand zu zahlen.

Rückersatz

§ 8. (1) Die Hilfeleistungen sind nur zu erbringen,
wenn sich der Empfänger vorher verpflichtet,
unberechtigt empfangene Hilfeleistungen im Falle
des Abs. 3 zu ersetzen.

(2) Kommen mehrere Hinterbliebene des Wache-
bediensteten in Betracht, gebühren die Hilfeleistun-
gen nur jenen, die eine Verpflichtungserklärung
gemäß Abs. 1 abgeben.

(3) Unberechtigt empfangene Hilfeleistungen
sind — vorbehaltlich sonstiger bürgerlich-rechtli-
cher Ansprüche des Bundes — zu ersetzen, wenn die
Auszahlung der Geldleistung vorsätzlich oder grob
fahrlässig durch unwahre Angaben oder Verschwei-
gung maßgebender Tatsachen herbeigeführt wurde.
Eine Vereinbarung über die Rückerstattung in
Teilbeträgen ist zulässig.

(4) Auf die Rückforderung zu Unrecht bezogener
Beträge kann bei Vorliegen berücksichtigungswür-
diger Umstände, besonders in Berücksichtigung der
Familien-, Einkommens- und Vermögensverhält-
nisse des Empfängers, verzichtet werden.

3. Abschnitt

VORLÄUFIGE ÜBERNAHME V O N
ANSPRÜCHEN DURCH DEN BUND

Voraussetzungen

§ 9. (1) Der Bund leistet als Träger von
Privatrechten an den Wachebediensteten oder an
seine Hinterbliebenen einen Vorschuß, wenn

1. sich der Wachebedienstete oder seine Hinter-
bliebenen im Zusammenhang mit einem
Dienst- oder Arbeitsunfall im Sinne dieses
Bundesgesetzes an einem Strafverfahren betei-
ligen, das mit einer rechtskräftigen Entschei-
dung über Ersatzansprüche des Wachebedien-
steten oder seiner Hinterbliebenen gegen den
Täter abgeschlossen wird, oder

2. solche Ersatzansprüche dem Wachebedienste-
ten oder seinen Hinterbliebenen im Zivil-
rechtsweg rechtskräftig zugesprochen werden.

Dieser Vorschuß ist höchstens bis zum Ausmaß des
im Urteil festgelegten Betrages zu leisten.



822 68. Stück — Ausgegeben am 31. März 1992 — Nr. 177

(2) Ist eine gerichtliche Entscheidung über
Ersatzansprüche unzulässig oder kann sie nicht
erfolgen, so leistet der Bund an den Wachebedien-
steten oder an seine Hinterbliebenen einen den
persönlichen, sozialen und wirtschaftlichen Verhält-
nissen des Wachebediensteten oder seiner Hinter-
bliebenen angemessenen Vorschuß. Dieser Vor-
schuß ist höchstens bis zum 60fachen Betrag des
jeweiligen, für die Gewährung von Ausgleichszula-
gen gemäß § 293 Abs. 1 lit. b ASVG maßgebenden
Richtsatzes zu leisten.

(3) Die vorläufige Leistungspflicht des Bundes
nach Abs. 1 und 2 besteht nur insoweit, als die
Ansprüche des Wachebediensteten oder seiner
Hinterbliebenen nicht durch die gesetzliche Unfall-
versicherung gedeckt sind.

(4) Auf die Leistungen des Bundes nach den
Abs. 1 bis 3 besteht kein Rechtsanspruch.

Übergang der Ansprüche

§ 10. Die Ansprüche des Wachebediensteten oder
seiner Hinterbliebenen gegen den Täter gehen,
soweit sie vom Bund zu bevorschussen sind, durch
Legalzession auf den Bund über.

4. Abschnitt

FINANZIELLE BESTIMMUNGEN

Einkommensteuer- und Gebührenfreiheit der
Hilfeleistungen

§ 11. (1) Die auf Grund dieses Bundesgesetzes
erbrachten Geldleistungen unterliegen nicht der
Einkommensteuer.

(2) Die durch dieses Bundesgesetz unmittelbar
veranlaßten Eingaben sind von den Stempelgebüh-
ren befreit.

Tragung des Aufwandes

§ 12. Der aus diesem Bundesgesetz erwachsende
Aufwand einschließlich des Verwaltungsaufwandes
ist aus Bundesmitteln zu bestreiten.

5. Abschnitt

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Verweisungen auf andere Bundesgesetze

§ 13. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer
jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Inkrafttreten

§ 14. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. April
1992 in Kraft.

(2) Dieses Bundesgesetz ist auch auf Sachverhalte
im Sinne des § 4 anzuwenden, die vor dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes, aber nach
Ablauf des 31. Dezember 1990 eingetreten sind.

Vollziehung

§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der nach § 1 Abs. 2 zuständige Bundesminister im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen, in Angelegenheiten des § 11 jedoch der
Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky


